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bin. HANNOVER. Der hannoversche 
Landesbischof Ralf Meister hat am Frei-
tag Fehler im Umgang mit einem Miss-
brauchsfall eingestanden, will aber 
nicht, wie von einer Betroffenen gefor-
dert, zurücktreten.   In dem Fall geht es 
um  sexualisierte Gewalt durch einen 
angehenden Diakon in den Siebziger-
jahren  in der Kirchengemeinde Oesede 
nahe Osnabrück. Der 2018 verstorbene  
Beschuldigte soll mindestens acht Kin-
der teils schwer missbraucht haben. Der 
örtliche Pfarrer wurde damals infor-
miert, meldete dies aber weder der 
Staatsanwaltschaft noch trug er es  in die 
Personalakte ein. 1977 kündigte die Kir-
chengemeinde dem Diakon, gab ihm 
ein gutes Zeugnis; später missbrauchte 
der Mann Jungen in einem Sportverein. 

2010 meldete sich dann eine Betroffe-
ne bei der hannoverschen Landeskirche, 
die aber die Gemeinde in Oesede erst 
zehn Jahre  später informierte. Bischof 
Meister sagte, er habe bereits vor Über-

nahme seines Amtes 2011 mit einem 
Opfer gesprochen. Die interne Linie sei 
danach aber gewesen, dass alle Gesprä-
che über die Rechtsabteilung laufen. Das 
sei „unsensibel und falsch“ gewesen.

Auch das Landeskirchenamt  gibt 
Fehler zu. Die Kirchengemeinde Oese-
de habe nach 2020 „keinerlei Unterstüt-
zung“ aus Hannover erhalten, und die 
interne Fachstelle für das Thema  sei 
schon zuvor „personell unzureichend“ 
ausgestattet gewesen. Die Fachstelle 
soll nun personell aufgestockt werden.

Der Umgang Meisters mit der Rück-
trittsforderung wurde innerhalb der 
Evangelischen Kirche aufmerksam ver-
folgt, weil  in anderen Landeskirchen 
ähnlich gelagerte Fälle erwartet wer-
den.   Meister gehörte nach dem Rück-
tritt von Annette Kurschus zu den Bi-
schöfen, die den  innerkirchlichen Um-
gang mit der EKD-Ratsvorsitzenden 
kritisierten, und warnte, man sei „auf 
dem Weg zu einer gnadenlosen Kirche“. 

Landesbischof bleibt im Amt
Meister gibt Fehler im Missbrauchsfall Oesede zu

jib. HAMBURG. Nach einem Vorfall 
an einem Gymnasium in Ribnitz-Dam-
garten (Mecklenburg-Vorpommern) ist 
in sozialen Netzwerken der Schuldirek-
tor bedroht worden. Foto und Name  
wurden veröffentlicht, es gab Gewalt-
aufrufe. Die Polizei Neubrandenburgs 
warnte  am Freitag, Aufrufe etwa zu 
Straftaten oder Beleidigungen  könnten 
strafrechtlich verfolgt werden. 

Hintergrund ist ein Polizeieinsatz 
Ende Februar an der Schule wegen 
eines  Videos. Die Schulleitung hatte 
die Polizei  gerufen, demnach lagen In-
formationen vor, wonach eine Schüle-
rin mutmaßlich staatsschutzrelevante 
Inhalte in sozialen Netzwerken verbrei-
tet haben könnte. Die Polizei kam, sah 
aber keinen Anfangsverdacht für eine 
Straftat. „Da der Grat zwischen erlaub-
tem und strafbarem Handeln mitunter 
schmal ist“, hätten die Beamten zusam-
men mit der Schulleitung ein „Aufklä-
rungsgespräch mit präventivem Cha-
rakter“ mit der Sechzehnjährigen ge-
führt, heißt es  in einer Meldung der 
Polizeiinspektion Stralsund. Pressebe-
richten zufolge bezog sich der Vorfall 
auf ein Video, dass das Mädchen in 
dem Netzwerk Tiktok geteilt  hat. Dabei 
handelt es sich offenbar um ein AfD-
Video, in dem die Frage gestellt wird,  
was die Comicfiguren Schlümpfe und 
Deutschland gemeinsam hätten. Beide 
seien blau, heißt es in Anspielung auf 
die Kampagnenfarbe der AfD. 

Die Opposition in Mecklenburg-Vor-
pommern zeigte sich   empört. Der Vor-
fall wirke „ungeheuerlich“, sagte der 

Generalsekretär der Landes-CDU, Da-
niel Peters. Er gehe davon aus, dass die 
Pläne von Bundesinnenministerin Nan-
cy Faeser zum Vorgehen gegen Rechts-
extremismus und Hate-Speech sowie die 
„Agenda“ der Landesregierung Manue-
la Schwesigs (beide SPD) eine Rolle ge-
spielt hätten. Ähnlich äußerten sich 
AfD-Politiker. Die stellvertretende AfD-
Fraktionsvorsitzende im Bundestag, 
Beatrix von Storch, zeigte den Schullei-
ter an. Die AfD-Vorsitzende Alice Wei-
del sprach von „staatlicher Gängelung“. 

Mecklenburg-Vorpommerns Innen-
minister Christian Pegel (SPD) vertei-
digte im Landtag das Vorgehen der 
Polizei.  Das Gespräch mit der Schülerin 
habe auch deren Schutz sowie jenem 
der Schule gedient, das nenne man eine 
„Gefährderansprache“, die nun mal „in 
der Regel vor der Straftat“ ansetze, so 
Pegel.  „Ich glaube, dass die Verhältnis-
mäßigkeit gewahrt war, weil man keine 
Festnahme, keine Handschellen, keine 
böse Ansprache gewählt hat.“ 

Tiktok ist bei Jugend lichen beliebt. 
Politisch wird die Plattform in Deutsch-
land von der AfD dominiert. Die  Beiträ-
ge der  anderen Parteien kommen nur 
auf einen Bruchteil der Aufrufe. Domi-
nant ist vor allem der AfD-Politiker Ma-
ximilian Krah, der in Videos etwa  sagt, 
„unsere Vorfahren waren keine Verbre-
cher“ (227.000 Aufrufe), oder auch, dass 
sie sich, damit sie eine Freundin fänden,  
nicht einreden lassen sollten, „lieb, soft, 
schwach und links zu sein . . . echte Män-
ner sind rechts“ (1,4 Millionen Aufru-
fe).(Kommentar Seite 10.) 

Drohungen gegen Schulleiter   in 
Mecklenburg-Vorpommern
Innenminister verteidigt Polizeieinsatz wegen Video 

D
ass die Bürger jemals einen 
Politiker  für die Segnungen 
des Infrastrukturprojekts 
Stuttgart 21 feiern werden, 
wird immer unwahrscheinli-

cher. Denn die für Dezember 2025 geplan-
te vollständige Eröffnung des neuen Bahn-
hofs rückt in weite Ferne. Baden-Würt-
tembergs Verkehrsminister Winfried 
Hermann (Grüne) verlangt  „ausgiebige 
Tests“, damit es nicht zu einem „Holper-
start“ und wochenlangem Chaos kommt. 
Offiziell heißt es von der Projektgesell-
schaft der Bahn, man halte am Eröff-
nungstermin fest. Es handele sich  um die 
„komplexeste Inbetriebnahme eines neuen 
Eisenbahnknotens der vergangenen Jahr-
zehnte“, man müsse festlegen, „in welcher 
Abfolge die verschiedenen neu gebauten 
Infrastrukturteile in Abstimmung mit den 
Fahrzeugflotten in Funktion gehen“.

Am 20. März tagt der Aufsichtsrat der 
Deutsche Bahn AG. Er wird sich mit zwei 
Varianten befassen müssen, die seit Län-
gerem diskutiert werden: Entweder wird 
die Inbetriebnahme des 11,5 Milliarden 
Euro teuren Projekts um ein Jahr ver-
schoben. Oder man hält am Eröffnungs-
termin im Dezember 2025 fest und lässt 
vorerst nur einige ICEs in die  unterirdi-
sche Bahnhofshalle einfahren, während 
die Regionalzüge im alten Kopfbahnhof 
halten. Das käme der sogenannten Kom-
bilösung gleich, die von den Bahnhofs-
gegnern seit über einem Jahrzehnt vorge-
schlagen wird. Nur so kann nach Auffas-
sung der Kritiker der Tiefbahnhof mit  
acht Gleisen so leistungsstark sein wie 
der alte Kopfbahnhof mit 16 Gleisen. 

Im Streit um die Bahnhofseröffnung 
gibt es zwei Lager: das der Politiker und 
das der Bahnplaner. Denn im Frühjahr 
2026 sind Landtagswahlen in Baden-
Württemberg. Die Politiker fürchten, dass 
ein unfertiger Bahnhof pünktlich zur 
Wahl Politikverdruss beschert. Ursprüng-
lich sollte die Bauzeit  mal  zehn Jahre be-
tragen, die Fertigstellung war für 2019 ge-
plant. Nach einer Teileröffnung am 14. 
Dezember 2025 müssten sich die Bürger  
womöglich wochenlang mit dem milliar-
denteuren Pannenbahnhof herumärgern. 
Die  Manager der Bahn wollen hingegen 
lieber einen halb fertigen Bahnhof eröff-
nen, weil jede weitere Verzögerung Geld 
kostet und sie den Druck auf die Baufir-
men aufrechterhalten wollen.

Wie konnte es nach all den Kostenstei-
gerungen zu dieser Situation kommen? 
Das Kernproblem des Projekts ist der 
ehrgeizige Plan der Bahn, mit dem neuen 
Bahnhof den ersten vollständig mit digi-
taler Technik ausgerüsteten  Bahnknoten 
Europas in Betrieb zu nehmen. Das 
„European Train Control System“ 
(ETCS) soll den Betrieb sicherer machen 
und es ermöglichen, Züge in wesentlich 
geringerem Zeitabstand einfahren zu las-
sen und abzufertigen. In der Schlichtung 
vor 14 Jahren musste die Bahn eine Ka-
pazitätssteigerung von 37 auf 49 Züge 
pro Stunde zusagen. Die Bahningenieure 
schafften das damals fast ohne ETCS. Mit 
der Volldigitalisierung des Knotens sind 
aber weitere Kapazitätssteigerungen 
möglich, perspektivisch könnte  alle fünf 
Minuten ein Zug abgefertigt werden. Das 
ist angesichts wachsender Fahrgastzah-
len politisch gewünscht. Verkehrsminis-
ter Hermann ist davon überzeugt, dass 
der neue Bahnhof ohne Digitaltechnik 
ein Engpass im deutschen Fernverkehrs-
netz geworden wäre.

Dass es aber mit der digitalen Zugtech-
nik große Probleme gibt, ist seit Länge-
rem bekannt. Schon Ende 2023 sollte ein 
erster Teil eines digitalen Stellwerks in 
Betrieb genommen werden, Anfang 2024 
dann eine mit ETCS ausgerüstete Teil-
strecke. Doch daraus wurde nichts. Des-
halb richtete die Bahn schon vor einiger 
Zeit etwa 20 Arbeitsgruppen ein, um die 
Probleme zwischen den Bahnplanern 
und der Firma Thales/GTS, die die digita-
le Technik liefert, zu lösen. Zu dem Sys-
tem gehören etwa 3500 „Feldelemente“, 
also Weichen, Signale oder die gelben 
„Balisen“ im Gleisbett. Diese Elemente 
müssen digital angesteuert und, was die 
größeren Probleme schafft, vorher von 
privaten Firmen und dem Eisenbahn-
Bundesamt zertifiziert werden. 

Die Bahn hatte sich dafür entschieden, 
den neuen Bahnknoten ausschließlich 
mit der digitalen Technik auszustatten. 
Falls diese Technik ausfällt, kann in den 
Stellwerken also nicht kurzfristig auf die 
alte analoge Technik mit Lichtsignalen 
umgeschaltet werden. Allerdings wird die 
digitale Technik zur Sicherheit doppelt 
ausgeführt. Ein weiteres Problem ist, dass 
sich Thales/GTS gerade in einem Über-
nahmeprozess befindet: Die Firma soll 
Bestandteil des japanischen Unterneh-
mens Hitachi Rail werden. 

Stuttgart 21 soll Ende kommenden Jahres eröffnet werden – zumindest
teilweise. Doch die Politik drängt auf eine weitere Verschiebung. 

Von Rüdiger Soldt, Stuttgart

Der Pannenbahnhof 

Bis Ende April muss die Bahn den 
Fahrplan 2025/2026 intern fertiggestellt 
haben, spätestens im Juni muss eine end-
gültige Entscheidung gefallen sein. Bis-
lang haben die Krisenteams offenbar 
noch nicht so viel Material geliefert, dass 
damit ein belastbarer Fahrplan für die In-
betriebnahme geschrieben werden kann. 

Für eine Verschiebung sprechen neben 
den politischen Erwägungen noch zwei 
andere Gesichtspunkte: Die Empfangshal-
le des alten Bahnhofs (Bonatz-Bau)  wird 
auch künftig als oberirdischer Empfangs-
bau des neuen Bahnhofs dienen. Doch die 
Halle wird Ende 2025 nicht fertig saniert 
sein. Die Reisenden würden also Ende 
kommenden Jahres durch eine Baustelle 
zu den Rolltreppen und Fahrstühlen gelan-
gen, die in den neuen Tiefbahnhof führen. 
„Wie sieht das aus, wenn etwas eröffnet 
wird und die Reisenden auf einer Baustelle 
herumlaufen?“, sagt ein Vertreter der Pro-
jektbefürworter. Die Restaurants  und Ge-
schäfte im Bonatz-Bau werden erst 2027 
öffnen. Für die A 3 genannte Fläche, die an 
das Lichtaugendach des neuen Bahnhofs 
grenzt, ist erst vor wenigen Tagen ein 
Ideenwettbewerb initiiert worden.

Der zweite Gesichtspunkt, der für eine 
Verschiebung der Eröffnung spricht, ist 
die Tatsache, dass der zusätzliche ICE-

Fernbahnhof am Flughafen und der Mes-
se früher fertig sein soll als geplant, näm-
lich jetzt auch  2026. Eine Verschiebung 
würde das Thema zudem aus dem Land-
tagswahlkampf heraushalten: Die Pro-
jektbefürworter unter den Politikern 
müssten  eine Teileröffnung nicht mit 
warmen Worten schönreden. Und den 
Reisenden bliebe vermutlich einiges er-
spart. „Mir ist wichtig zu betonen“, sagte 
der aus Baden-Württemberg stammende 
Schienenbeauftragte der Bundesregie-
rung, Michael Theurer (FDP), der F.A.Z., 
„dass der Wunsch einer frühestmögli-
chen Fertigstellung unter der zentralen 
Bedingung steht, dass Kapazität und Be-
triebsqualität des neuen Knotens gesi-
chert sind.“ Heißt im Klartext: Bevor ihr 
uns ins Chaos stürzt, wartet lieber.

Der grüne Verkehrsminister Winfried 
Hermann wurde deutlicher und machte 
der Bahn einen leicht vergifteten Vor-
schlag, den sie kaum ausschlagen kann: 
Neue Züge, neue Gleistechnik, neue Mit-
arbeiter, neue Fahrpläne –  „da braucht 
man eine Phase des Erprobens, um dann 
den Wechsel zu machen“. Es wäre gut, 
Ende 2025 erst mal mit dem Üben statt 
mit dem Betrieb zu beginnen. „Die Leis-
tungsfähigkeit des neuen Bahnhofs geht 
nur mit dem digitalen Knoten.“ Der 

CDU-Landesvorsitzende Manuel Hagel 
überließ die Stellungnahme zum heiklen 
Bahnhofsthema seinem verkehrspoliti-
schen Sprecher Thomas Dörflinger:  
„Einen Holperstart gilt es unbedingt zu 
vermeiden. Falls notwendig, wäre eine 
Verschiebung der Inbetriebnahme insge-
samt die sinnvollere Lösung.“

Auf dem Schlossplatz demonstrierten 
am vergangenen Montag  200   größtenteils 
ergraute  Bahnhofsgegner. Dieter Rei-
cherter, ein ehemaliger Richter, trägt die 
vielen Verfahren vor, die gegen die Bahn 
noch anhängig sind. Die Bahn könne im-
mer noch nicht nachweisen, dass der  
neue Bahnhof im Brandfall innerhalb 
von elf Minuten geräumt werde könne, 
sagt Reicherter. „Die Folien mit den Si-
mulationen hat die Bahn nie rausge-
rückt.“ Nichts passe besser zur Lage als 
das Lied von Andrea Berg: „Du hast mich 
tausendmal belogen, du hast mich tau-
sendmal verletzt.“ Die Menge johlt.

Am kommenden Montag ist die 700. 
Montagsdemonstration, sie soll größer 
werden als sonst. Die Gegner werden 
wohl auch die 1000. Demonstration noch 
schaffen. Denn der letzte Tunnel des Pro-
jekts wird erst 2032 fertig sein, die Neu-
bebauung des alten Gleisvorfelds wird 
sogar erst 2040 vollendet sein.

Die Baustellen von Stuttgart 21
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Missbrauchsopfer erhalten  deutlich hö-
here Geldsummen von der katholischen 
Kirche in Deutschland. Im Durchschnitt 
hat sich die Höhe der sogenannten An-
erkennungsleistungen seit August ver-
gangenen Jahres um rund fünfzig Pro-
zent gegenüber den bisherigen Zahlun-
gen seit 2021 erhöht, von 22.000 auf 
33.000 Euro. Das geht aus dem Jahres-
bericht der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen (UKA) für 
2023  hervor, der am Freitag vorgestellt 
wurde. Demnach sprach die Kommis-
sion auch erstmals in vier Fällen eine 
Anerkennungsleistung von mehr als 
250.000 Euro zu; in rund zehn Prozent 
der Fälle waren es mehr als 50.000 Euro. 
In den beiden Vorjahren lag die Quote 
bei gut acht Prozent. Insgesamt zahlten 
die Bistümer, Orden und der Caritasver-
band im Jahr 2023 an Missbrauchsopfer 
15,3 Millionen Euro aus. 

Die signifikante Erhöhung der Be-
träge ist nach Angaben der Kommis-
sion die Folge eines vielbeachteten 
Urteils des Kölner Landgerichts, das 
im Juni vergangenen Jahres das Erz-
bistum Köln dazu verpflichtet hatte, 
einem Missbrauchsopfer ein Schmer-
zensgeld in Höhe von 300.000 Euro zu 

zahlen. Diese Summe lag um ein Viel-
faches über dem, was deutsche Ge-
richte Missbrauchsopfern bisher zuge-
sprochen hatten.  Laut der UKA-Vor-
sitzenden Margarete Reske war die 
höchste Summe bis zu diesem Zeit-
punkt 65.000 Euro. Die Kommission 
orientiert sich am oberen Bereich der 
Schmerzensgelder, die staatliche Ge-
richte in Missbrauchsfällen zuspre-
chen. Anders als ein  Gericht prüft die 
Kommission jedoch nur die Plausibili-
tät der Missbrauchsvorwürfe.

Betroffene werfen der Kommission, 
die aus ehrenamtlich tätigen Juristen, 
Psychologen und weiteren Fachleuten 
besteht, ein intransparentes Verfahren 
vor. Sie kritisieren, dass die Höhe der 
Geldsumme nicht begründet werde.  
Reske wies diesen Vorwurf am Freitag 
zurück. Das Gremium sei kein Gericht. 
Es setze sich aus Vertretern verschiede-
ner Disziplinen zusammen, die unter-
schiedliche Gründe für ihre Entschei-
dung haben könnten, sagte Reske, die 
bis zu ihrer Pensionierung Vorsitzende 
Richterin am Kölner Oberlandesgericht 
war. Auch zeitlich sei eine Urteilsbe-
gründung nicht zu bewerkstelligen. 
(Kommentar Seite 10.) tja.

Mehr Geld für Missbrauchsopfer
Katholische Bistümer müssen deutlich mehr zahlen

Der Bau von Stuttgart 21 schreitet voran: Doch bis zum Eröffnungstermin Ende 2025 wird nicht alles fertig sein. Foto AFP


